THURINGER LANDTAG

Verwaltung

Hinweis der Landtagsverwaltung:

Die Formblatter zur Datenerhebung nach 8 5 Abs. 1 des Thuringer
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes (ThurBeteildokG) zu der
Beteiligtendokumentation von 115 Einwohnern und zwei juristischen
Personen des Privatrechts der Gemeinde Schlossvippach wurden
aufgrund des Wegfalls des Verfigungsgrundes gemall 8§ 6 Satz 2
ThirBeteildokG geldscht.
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Eine GroR-VG ist keine zukunftsfahige Verwaltungsstruktur. Sie sichert weder die
erforderliche Leistungsfahigkeit noch die eingeforderte Biirgernéhe.

Die Befiirworter der GroR-VG verfolgen keine Gemeinwohlinteressen, sondern vorrangig
eigene bis hin zu persdnlichen Interessen.

Es darf nicht Ianger sein, dass einzeine Birgermeister und Gemeinderate sowie Beschiftigte der
‘Verwaltung sich perstnliche Vorteile verschaffen, nur weil die Struktur der Verwaltungsgemelinschaft
kaum demokratisch kontrollier- und steuerbar sind.

ber Zusammenschluss von zwei Verwaltungsgemeinschaften zu einer GroR-VG bringt nur
sehr geringe Effekte. Letztlich wird nur ein VG-Vorsitzender eingespart. Diese Einsparungen
werden aber durch die Fusionskosten mehr als liberboten.

Die Bildung der Gro8-VG wird durch das Land finanziell nicht gefordert. Die Gegner der
durchaus verniinftigen Gebietsreform in Thiringen aus den jetzigen beiden
Verwaltungsgemeinschaften haben es politisch zu verantworten, dass den zwdlf Dorfern
rund 2 Mio. EUR Fusionsprimie verioren geht. Zudem gehen den zwolf Dirfern jahrlich
rund 500.000 EUR Landeszuweisungen verloren, weil die Gemeindestruktur nicht den neuen
Herausforderungen angepasst wird.

Bereits 2012 gab es eine Birgerinitiative zum Zusammenschiuss der beiden
Verwaltungsgemeinschaften. Die CDU hat das damals verhindert.

Wiirden sich die zwélf Dorfer zu einer Landgememde zusammenschileﬂen, wilrde dies
deutliche Mehreinnahmen zur Folge haben.™—+

Zudem wiirde das Verwaltungshandeln effektiver werden. Das Zlehen personllcher Vorteile
fiir Einzelne wiére vorbei.




Die Verwaltungsgemeinschaft ist unwirtschaftlich weii:
* Jede Gemeinde eigenstdndig bleibt, die Finanzkraft nicht gebiindelt werden kann,
* Dadurch die VG jedes Jahr 13 Haushaltspidne aufstellen und abarbeiten muss.
* Jede Gemeinde rund 20 Ortssatzungen (z.B. Friedhofssatzungen) hat, die immer
wieder aktualisiert werden miissen, was enormen Aufwand verursacht.
* Es kann kein gemeinsames Auftrags- und Beschaffungswesen geben. Fiir jede
Gemeinde milissen Beschaffungen und Auftrige gesondert vergeben werden.
* Die Rolle des VG-Vorsitzenden ist strittig. Dieser wird nicht direkt von den
Biirgerinnen und Biirgern gewdhit, hat aber letztiich auch die Entscheidungsgewalt
{iber die Blrgermeister und Gemeinderate,
* Die Biirgermeister haben keine direkte Mitbestimmung bei Personal- und
Verwaltungsentscheidungen der VG,
* Die zwolf Mitgliedsgemeinden miissen die VG vollstindig finanzieren, ohne die
_Organisation der Verwaltung und damit die Kostenstruktur beeinflussen zu kénnen.

Zudem ist geplant, dass die zwdlf Gemeinden weitere Aufgaben auf die VG tibertragen, u.a.
Kindergédrten, Feuerwehr, Bauhdfe.

Die Gemeinden bleiben damit fiir noch 5 Prozent der Gemeindegelder selbst zustindig. 95%
flieBen an den Landkreis und die VG. Was hat das noch mit Selbstverwaltung zu tun. Bei
einer Landgemeinde blieben die Gemeinden 65 Prozent der Gelder fiir eigene
Entscheidungen. Das heiBt, dass die Eigenstandigkeit der Gemeinden dadurch nicht mehr
vorhanden ist.

Die 6ffentliche Verwaltung steht vor enormen Umbriichen. Bis 2021 muss die elektronische
Akte eingefiihrt sein. Seit 2018 giit die Datenschutzgrundverordnung. Eine GroR-VG muss
dass alles fiir jede der zwélf Gemeinden gesondert umsetzen. Da ist das Scheitern
vorprogrammiert.

Seit zwei Jahren gibt es die Aufforderung an die beiden Verwaitungsgemeinschaften, die
positiven Effekte der Fusion offenzulegen. Dieser Aufforderung wurde bisher nicht gefolgt.
Warum? -

Ohne GroR-VG besteht weiterhin die Option, zeitnah die Chancen der freiwilligen
Gebietsreform zu nutzen. Kommt die Grof8-VG, profitieren wenige und fir lange Zeit ist die
Bildung sinnvoller und leistungsfihiger Gemeindestrukturen unwahrscheinlich.

Die Gemeinden gehdren den Birgerinnen und Biirgern und nicht einzelnen Amtstragern.

Deshalb: sage ich NEIN zur GroR-VG.

Unterschrift

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroftentlichung iIn der BTD bearbeitet.
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Schreibmaschinentext
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Eine GroR-VG ist keine zukunftsfihige Verwaltungsstruktur. Sie sichert weder die
erforderliche Leistungsfihigkeit noch die eingeforderte Bilrgernéhe.

Die Befiirworter der GroR-VG verfolgen keine Gemeinwohlinteressen, sondern vorrangig
eigene bis hin zu persénlichen interessen.

Es darf nicht tinger sein, dass einzelne Biirgermeister und Gemeinderate sowie Beschéftigte der
verwaltung sich persénliche Vorteile verschaffen, nur weil die Struktur der Venvaltungsgememschaft
kaum demokratisch kontrollier- und steverbar sind.

Der Zusammenschluss von zwei Verwaltungsgemeinschaften zu einer GroR-VG bringt nur
sehr geringe Effekte. Letztlich wird nur ein VG-Vorsitzender eingespart. Diese Einsparungen
werden aber durch die Fusionskosten mehr als Giberboten.

Die Bildung der GroB-VG wird durch das Land finanziell nicht geférdert. Die Gegner der
durchaus verniinftigen Gebietsreform in Thiiringen aus den jetzigen beiden '
Verwaltungsgemeinschaften haben es politisch zu verantworten, dass den zwdlf Dorfern
rund 2 Mio. EUR Fusionsprimie verloren geht. Zudem gehen den zwdlf Dorfern jihrlich
rund 500.000 EUR Landeszuweisungen verloren, weil d|e Gemeindestruktur nicht den neuen
Herausforderungen angepasst wird.

" Bereits 2012 gab es eine Biirgerinitiative zum Zusammenschluss der beiden

Verwaltungsgemeinschaften. Die CDU hat das damals verhindert.

Wiirden sich die zwdlf Drfer zu einer Landgemeinde zusammenschlieBen, wiirde dies
deutliche Mehreinnahmen zur Folge haben. —

Zudem wiirde das Verwaltungshandeln effektiver werden. Das Ziehen personlicher Vorteile
fiir Einzelne wire vorbei.
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Die Verwaltungsgemeinschaft ist unwirtschaftlich weil:
® Jede Gemeinde eigenstindig bleibt, die Finanzkraft nicht gebiindelt werden kann,

Dadurch die VG jedes Jahr 13 Haushaltspldne aufstellen und abarbeiten muss.
Jede Gemeinde rund 20 Ortssatzungen (z.B, Friedhofssatzungen) hat, die immer
wieder aktualisiert werden miissen, was enormen Aufwand verursacht.
Es kann kein gemeinsames Auftrags- und Beschaffungswesen geben. Fiir jede
Gemeinde miissen Beschaffungen und Auftriage gesondert vergeben werden.
Die Rolle des VG-Vorsitzenden ist strittig. Dieser wird nicht direkt von den
Birgerinnen und Biirgern gewahlt, hat aber letztlich auch die Entscheidungsgewalt
{iber die Birgermeister und Gemeinderite,
Die Birgermeister haben keine direkte Mitbestimmung bei Personal--und
Verwaltungsentscheidungen der VG, _
Die zwolf Mitgliedsgemeinden miissen die VG volistindig finanzieren, ohne die

- Organisation der Verwaltung und damit die Kostenstruktur beeinflussen zu kénnen.
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Zudem ist geplant, dass die zwolf Gemeinden weitere Aufgaben auf die VG (ibertragen, u.a.
Kindergdrten, Feuerwehr, Bauhéfe.

Die Gemeinden bleiben damit fiir noch 5 Prozent der Gemeindegelder selbst zustandig 95%
flieen an den Landkreis und die VG. Was hat das noch mit Selbstverwaltung zu tun. Bei
einer Landgemeinde blieben die Gemeinden 65 Prozent der Gelder fiir eigene
Entscheidungen. Das heifdt, dass die Eigenstédndigkeit der Gemeinden dadurch nicht mehr
vorhanden ist.

Die Gffentliche Verwaltung steht vor enormen Umbriichen. Bis 2021 muss die elektronische
Akte eingefiihrt sein, Seit 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung. Fine GroR-VG muss
dass alles fiir jede der zwolf Gemeinden gesondert umsetzen. Da ist das Scheitern
vorprogrammiert.

Seit zwei Jahren gibt es die Aufforderung an die beiden Verwaitungsgemeinschaften, die
positiven Effekte der Fusion offenzulegen. Dieser Aufforderung wurde bisher mcht gefolgt.
Warum? -

Ohne GroR-VG besteht weiterhin die Option, zeitnah die Chancen der freiwilligen
Gebietsreform zu nutzen. Kommt die GroRB-VG, profitieren wenige und fiir lange Zeit ist die
Bildung sinnvoller und leistungsfahiger Gemeindestrukturen unwahrscheinlich.

Die Gemeinden geh6ren den Biirgerinnen und Biirgern und nicht einzelnen Amtstrigern.

Deshalb: sage ich NEIN zur GroR-VG.

Unterschrift

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroftentlichung In der BTD bearbeitet.
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Schreibmaschinentext
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Eine GroR-VG ist keine zukunftsfahige Verwaltungsstruktur. Sie sichert weder die
erforderliche Leistungsfahigkeit noch die eingeforderte Biirgernéhe. :

Die Befiirworter der Grof8-VG verfolgen keine Gemeinwohlinteressen, sondern vorrangig
eigene bis hin zu persénlichen Interessen.

Es darf nicht linger sein, dass einzelne Biirgermeister und Gemeinderate sowie Beschiiftigte der
Verwaltung sich persénliche Vorteile verschaffen, nur weil die Struktur der Verwaltungsgemeinschaft
kaum demokratisch kontrollier- und steuerbar sind. :

" per Zusammenschluss von zwei Verwaltungsgemeinschaften zu einer GroB-VG bringt nur

sehr geringe Effekte. Letztlich wird nur ein VG-Vorsitzender eingespart. Diese Einsparungen
werden aber durch die Fusionskosten mehr als (iberboten.

Die Bildung der GroR-VG wird durch das Land finanziell nicht gefordert. Die Gegner der
durchaus verniinftigen Gebietsreform in Thiiringen aus den jetzigen beiden
Verwaltungsgemeinschaften haben es politisch zu verantworten, dass den zwolf Dorfern
rund 2 Mio. EUR Fusionsprimie verloren geht. Zudem gehen den zwdIf Dorfern jéhrlich
rund 500.000 EUR Landeszuweisungen verioren weil die Gemeindestruktur nicht den neuen
Herausforderungen angepasst wird.

Bereits 2012 gab es eine Biirgerinitiative zum Zusammenschluss der beiden
Verwaltungsgemeinschaften. Die CDU hat das damals verhindert.

Wiirden sich die zwoif Dérfer zu einer Landgemeinde zusammenschlieBen, wiirde dies
deutliche Mehreinnahmen zur Folge haben.

* Zudem wiirde das Verwaltungshandelin effektiver werden. Das Ziehen persénlicher Vorteile

fiir Einzelne wire vorbei.




Die Verwaltungsgemeinschaft ist unwirtschaftlich weil:

* Jede Gemeinde eigenstindig bleibt, die Finanzkraft nicht gebindelt werden kann,

* Dadurch die VG jedes Jahr 13 Haushaltspléne aufstellen und abarbeiten muss.

* Jede Gemeinde rund 20 Ortssatzungen (z.B. Friedhofssatzungen) hat, die immer
wieder aktualisiert werden miissen, was enormen Aufwand verursacht.

* Es kann kein gemeinsames Auftrags- und Beschaffungswesen geben, Fiir jede
Gemeinde missen Beschaffungen und Auftrige gesondert vergeben werden.

* Die Rolle des VG-Vorsitzenden ist strittig. Dieser wird nicht direkt von den
Biirgerinnen und Biirgern gewdhit, hat aber letztlich auch die Entscheidungsgewalt
liber die Biirgermeister und Gemeinderite,

* Die Biirgermeister haben keine direkte Mitbestimmung bei Personal- und
Verwaltungsentscheidungen der VG,

* Die zwdif Mitgliedsgemeinden miissen die VG vollstindig finanzieren, ohne die

. ___Organisation der Verwaltung und damit die Kostenstruktur beeinflussen zu kénnen.

Zudem ist geplant, dass die zwolf Gemeinden weitere Aufgaben auf die VG Obertragen, u.a.
Kindergirten, Feuerwehr, Bauhéfe. ' '
Die Gemeinden bleiben damit fiir noch 5 Prozent der Gemeindegelder selbst zustandig. 95%
flieRen an den Landkreis und die VG. Was hat das noch mit Selbstverwaltung zu tun. Bei
einer Landgemeinde blieben die Gemeinden 65 Prozent der Gelder fiir eigene
Entscheidungen. Das heift, dass die Eigenstandigkeit der Gemeinden dadurch nicht mehr
vorhanden ist.

Die tffentliche Verwaltung steht vor enormen Umbriichen. Bis 2021 muss die elektronische
Akte eingefiihrt sein. Seit 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung. Eine GroB-VG muss
dass alles fiir jede der zw6lf Gemeinden gesondert umsetzen. Da ist das Scheitern
vorprogrammiert.

Seit zwei Jahren gibt es die Aufforderung an die beiden Verwaltungsgemeinschaften, die
positiven Effekte der Fusion offenzulegen. Dieser Aufforderung wurde bisher nicht gefolgt.
Warum?

Ohne GroB-VG besteht weiterhin die Option, zeitnah die Chancen der freiwilligen
Gebietsreform zu nutzen. Kommt die GroR-VG, profitieren wenige und fiir lange Zeit ist die
Bildung sinnvoller und leistungsfiahiger Gemeindestrukturen unwahrscheinlich.

Die Gemeinden gehdren den Biirgerinnen und Biirgern und nicht einzelnen Amtstrigern,

Deshalb: sage ich NEIN zur GroB3-VG.

Unterschrift

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroftentlichung In der BTD bearbeitet.


EThormann
Schreibmaschinentext
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Eine GroR-VG ist keine zukunftsfahige Verwaltungsstruktur. Sie sichert weder dle
erforderliche Leistungsfihigkeit noch die eingeforderte Birgernihe..

Die Befiirworter der GroR-VG verfolgen keine Gemeinwohlinteressen, sondern vorrangig
eigene bis hin zu persdnlichen Interessen.

Es darf nicht linger sein, dass einzelne Burgermeister und Gemeinderdte sowie -Beschaftigte der
Verwaltung sich persdnliche Vorteile verschaffen, nur weil die Struktur der Verwaltungsgemeinschaft
kaum demokratisch kantrollier- und steuerbar sind.

Der Zusammenschliuss von zwei Verwaltungsgemeinschaften zu einer GroR-VG bringt nur
sehr geringe Effekte. Letztlich wird nur ein VG-Vorsitzender eingespart. Diese Einsparungen
werden aber durch dle Fusionskosten mehr als iiberboten.

Die Bildung der GroB-VG wird durch das Land finanziell nicht gefordert. Die Gegner der
durchaus verntnftigen Gebietsreform in Thiiringen aus den jetzigen beiden
Verwaltungsgemelinschaften haben es politisch zu verantworten, dass den zwhiif Dorfern

_rund 2 Mio. EUR Fusionsprimie verloren geht. Zudem gehen den zwélf Dérfern jdhrlich

rund 500.000 EUR Landeszuweisungen verloren, weil die Gemeindestruktur nicht den neuen
Herausforderungen angepasst wird,

Bereits 2012 gah es eine Birgerinitiative zum Zusammenschluss der beiden
Verwaltungsgememschaﬁen Die CDU hat das damals verhindert.

Wiirden sich die zwdlf Dérfer zu einer Landgemeinde zusammenschhef&en, wiirde dies
deutliche Mehremnahmen zur Folge haben.

Zudem wiirde das Verwaftungshandeln effektiver werden. Das Ziehen persdnlicher Vorteile

fiir- Emzelne Ware vorbiei.-
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Die Verwaltungsgemeinschaft ist unwirtschaftlich weil:

* Jede Gemeinde eigenstandig bleibt, die Finanzkraft nicht geblindelt werden kann,

* Dadurch die VG jedes Jahr 13 Haushaltspléne aufstellen und abarbeiten muss.

* Jede Gemeinde rund 20 Ortssatzungen {z.B. FrEedhofssatzungen) hat, die immer
wieder aktualisiert werden missen, was enormen Aufwand verursacht.

* Es kann kein gemeinsames Auftrags- und Beschaffungswesen geben. Fiir jede

- Gemeinde missen Beschaffungen und Auftrdge gesondert vergeben werden,

* Die Rolle des VG-Vorsitzenden ist strittig. Dieser wird nicht direkt von den
Biirgerinnen und Birgern gewdhlt, hat aber letztlich auch die Entscheidungsgewalt

liber die Blrgermeister und Gemeinderiite,

* Die Biirgermeister haben keine direkte Mitbestimmung bei Personal- und
Verwaltungsentscheidungen der VG,

* Die zwolf Mitgliedsgemeinden missen die VG vollsténdig finanzieren, ohne die
Organisation der Verwaltung und damit die Kostenstruktur beeinflussen zu kdnnen.

Zudem ist geplant, dass die zwolf Gemeinden weitere Aufgaben auf die VG {ibertragen, u.a.
Kindergérten, Feuerwehr, Bauhdfe. :

Die Gemeinden bleiben damit fiir noch 5 Prozent der Gemeindegelder selbst zustindig. 95%
flieRen an den Landkreis und die VG. Was hat das noch mit Selbstverwaltung zu tun. Bei
einer Landgemeinde blieben die Gemeinden 65 Prozent der Gelder fiir eigene
Entscheidungen. Das heifdt, dass die Eigenstindigkeit der Gemeinden dadurch nicht mehr

vorhanden ist.

Die &ffentliche Verwaltung steht vor enormen Umbriichen, Bis 2021 muss die elektronische
Akte eingefiihrt sein. Seit 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung. Eine GroR-VG muss
dass alles fiir jede der zwolf Gemeinden gesondert umsetzen Da ist das Scheitern
vorprogrammiert.

Seit zwei Jahren gibt es die Aufforderung an die beiden Verwaltungsgemeinschaften, die
positiven Effekte der Fusion offenzulegen. Dieser Aufforderung wurde bisher mcht gefolgt.
Warum?

Ohne GroR-VG besteht weiterhin die Option, zeitnah die Chancen der freiwiliiggen
Gebietsreform zu nutzen. Kommt die GroR-VG, profitieren wenige und fiir lange Zeit ist die
Bildung sinnvoller und leistungsfihiger Gemeindestrukturen unwahrscheinlicﬁ‘

Die Gemeinden gehdren den Birgerinnen und Blrgern und nicht einzelnen Amtstragern,

Deshalb: sage ich NEIN zur GroR-VG.

U nterschrift

Das Dokument WUI’dé zum Zweck der Veroftentlichung in der BTD bearbeitet.
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Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Eine GroR-VG ist keine zukunftsfihige Verwaltungsstruktur. Sie sichert weder die
erforderliche Leistungsfihigkeit noch die eingeforderte Biirgernihe.

Die Befiirworter der Grof-VG verfolgen keine Gemeinwohlinteressen, sondern vorrangig
eigene bis hin zu persdnlichen Interessen.

Es darf nicht lnger sein, dass einzelne Biirgermeister und Gemeinderite sowie Beschaftlgte der
Verwaltung sich persénliche Vorteile verschaffen, nur weil die Struktur der Verwaltungsgemeinschaft
kaum demokratisch kontrollier- und steuerbar sind.

Der Zusammenschluss von zwei Verwaltungsgemeinschaften zu einer Gro8-VG bringt nur
sehr geringe Effekte. Letztlich wird nur ein VG-Vorsitzender eingespart. Diese Einsparungen
werden aber durch die Fusionskosten mehr als iiberboten.

' Die Bildung der GroR-VG wird durch das Land finanziell nicht geférdert. Die Gegner der

durchaus verniinftigen Gebietsreform in Thiiringen aus den jetzigen beiden
Verwaltungsgemeinschaften haben es politisch zu verantworten, dass den zwblf Dorfern
rund 2 Mio. EUR Fusionspriamie verloren geht. Zudem gehen den zwdif Dérfern jdhriich
rund 500.000 EUR Landeszuweisungen verloren, weil die Gemeindestruktur nicht den neuen
Herausforderungen angepasst wird. |

Bereits 2012 gab es eine Biirgerinitiative zum Zusammenschluss der beiden
Verwaltungsgemeinschaften. Die CDU hat das damals verhindert. :

Wiirden sich die zwolf Dérfer zu einer Landgemglnde zusammenschlieBen, wiirde dies

" deutliche Mehreinnahmen zur Folge haben.

Zudem wiirde das Verwaltungshandeln effektiver werden. Das Ziehen persénlicher Vorteile
fiir Einzelne wére vorbei.




Die Verwaltungsgemeinschaft ist unwirtschaftlich weil:

* Jede Gemeinde eigenstindig bleibt, die Finanzkraft nicht gebiindelt werden kann,

* Dadurch die VG jedes Jahr 13 Haushaltspiine aufstellen und abarbeiten muss.

* Jede Gemeinde rund 20 Ortssatzungen (z.B. Friedhofssatzungen) hat, die immer
wieder aktualisiert werden miissen, was enormen Aufwand verursacht.

* Es kann kein gemeinsames Auftrags- und Beschaffungswesen geben. Fiir jede
Gemeinde miissen Beschaffungen und Auftrage gesondert vergeben werden.

* Die Rolle des VG-Vorsitzenden ist strittig. Dieser wird nicht direkt von den
Biirgerinnen und Biirgern gewahlt, hat aber letztlich auch die Entscheidungsgewalt
iiber die Blirgermeister und Gemeinderite,

* Die Biirgermeister haben keine direkte Mitbestimmung bei Personal- und
Verwaltungsentscheidungen der VG,

* Die zwélf Mitgliedsgemeinden miissen die VG vollstindig finanzieren, ohne die

~——Qrganisation der Verwaltung und damit die Kostenstruktur beeinflussen zu kénnen.-.—.

Zudem ist geplant, dass die zw6lf Gemeinden weitere Aufgaben auf die VG iibertragen, u.a. -
Kindergdrten, Feuerwehr, Bauhofe.

“Die Gemeinden bieiben damit fir noch 5 Prozent der Gemeindegelder selbst zustindig. 95%
flieBen an den Landkreis und die VG. Was hat das noch mit Selbstverwaltung zu tun. Bei
einer Landgemeinde blieben die Gemeinden 65 Prozent der Gelder fiir eigene
Entscheidungen. Das heif8t, dass die Eigenstdndigkeit der Gemeinden dadurch nicht mehr
vorhanden ist.

Die &ffentliche Verwaltung steht vor enormen Umbriichen. Bis 2021 muss die elektronische
Akte eingefiihrt sein. Seit 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung. Eine GroB-VG muss
dass alles fiir jede der zwolf Gemeinden gesondert umsetzen. Da ist das Scheitern
vorprogrammiert.

Seit zwei Jahren gibt es die Aufforderung an die beiden Verwaltungsgemeinschaften, die
positiven Effekte der Fusion offenzulegen. Dieser Aufforderung wurde bisher nicht gefolgt.
Warum?

Ohne GroB-VG besteht weiterhin die Option, zeitnah die Chancen der freiwitligen
Gebietsreform zu nutzen. Kommt die GroR-VG, profitieren wenige und fiir lange Zeit ist die
Bildung sinnvoller und leistungsfahiger Gemeindestrukturen unwahrscheinlich.

Die Gemeinden gehdren den Biirgerinnen und Biirgern und nicht einzeinen Amtstrigern.

Deshalb: sage ich NEIN zur Grof3-VG.

Unterschrift

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Schreibmaschinentext
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Fine GroR-VG ist keine zukunftsfahige Verwaltungsstruktur. Sie sichert weder die
erforderliche Leistungsfihigkeit noch die eingeforderte Biirgernéhe.

Die Befiirworter der GroB-VG verfolgen keine Gemeinwohlinteressen, sondern vorrangig
eigene bis hin zu personlichen Interessen.

Es darf nicht langer sein, dass einzelne Biirgermeister und Gemeinderate sowie Beschaftlgte der
verwaltung sich persdnliche Vorteile verschaffen, nur weil die Struktur der Verwaltungsgemeinschaft
kaum demokratisch kontroiher— und steuerbar sind.

Der Zusammenschluss von zwel Verwaltungsgemeinschaften zu einer Grof3-VG bringt nur
sehr geringe Effekte. Letztlich wird nur ein VG-Vorsitzender eingespart. Diese E;nsparungen
werden aber durch die Fusionskosten mehr als iiberboten.

Die Bildung der GroB-VG wird durch das Land finanziell nicht geférdert. Die Gegner der
durchaus verniinftigen Gebietsreform in Thiiringen aus den jetzigen beiden
Verwaltungsgemeinschaften haben es politisch zu verantworten, dass den zwdlif Dorfern
rund 2 Mio. EUR Fusionspramie verioren geht. Zudem gehen den zwilf Dorfern jéhrlich

rund 500.000 EUR Landeszuweisungen verloren, weil die Gemeindestruktur nicht den neuen

Herausforderungen angepasst wird.

Bereits 2012 gab es eine Biirgerinitiative zum Zusammenschluss der beiden
Verwaltungsgemeinschaften. Die CDU hat das damals verhindert.

Wiirden sich die zwélf Dérfer zu einer Landgemeinde zusammenschlieBen, wiirde dies
deutliche Mehreinnahmen zur Folge haben.

Zudem wiirde das Verwaltungshandeln effektiver werden. Das Ziehen personlicher Vorteile
fiir Einzelne wire vorbei.

A2




Die Verwaltungsgememschaﬁ: ist unwirtschafthch weil:
Jede Gemeinde eigenstdndig bleibt, die Finanzkraft nicht geblindelt werden kann,

* Dadurch die VG jedes Jahr 13 Haushaltsplane aufstellen und abarbeiten muss.

* lede Gemeinde rund 20 Ortssatzungen (z.B. Friedhofssatzungen) hat, die immer
wieder aktualisiert werden miissen, was enormen Aufwand verursacht.

* Eskann kein gemeinsames Auftrags- und Beschaffungswesen geben. Fiir jede

~ Gemeinde miissen Beschaffungen und Auftrige gesondert vergeben werden.

* Die Rolie des VG-Vorsitzenden ist strittig. Dieser wird nicht direkt von den
Biirgerinnen und Biirgern gewahlt, hat aber letztlich auch die Entscheidungsgewait
iiber die Blirgermeister und Gemeinderite,

* Die Biirgermeister haben keine direkte Mitbestimmung bei Personal- und
Verwaltungsentscheidungen der VG,

* Die zwdlf Mitgliedsgemeinden miissen die VG vollstindig finanzieren, ohne die

-~ Organisation der Verwaltung und damit die Kostenstruktur beeinflussen zu kbnnen.. .

Zudem ist geplant, dass die zwdIf Gemeinden weitere Aufgaben auf die VG iibertragen, u.a.
Kindergérten, Feuerwehr, Bauhdéfe. _

Die Gemeinden bleiben damit fiir noch 5 Prozent der Gemeindegelder selbst zustindig. 95%
flieBen an den Landkreis und die VG. Was hat das noch mit Selbstverwaltung zu tun. Bei
einer Landgemeinde blieben die Gemeinden 65 Prozent der Gelder fiir eigene
Entscheidungen. Das heilt, dass die Eigenstidndigkeit der Gemeinden dadurch nicht mehr
vorhanden ist. .

Die 6ffentliche Verwaltung steht vor enormen Umbriichen. Bis 2021 muss die elektronische
Akte eingefiihrt sein. Seit 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung. Eine GroR-VG muss
dass alles fiir jede der zwdIf Gemeinden gesondert umsetzen Da ist das Scheitern
vorprogrammiert.

Seit zwei Jahren gibt es die Aufforderung'an die beiden Verwaltungsgemeinschaften, die
positiven Effekte der Fusion offenzulegen. Dieser Aufforderung wurde bisher nicht gefolgt.
Warum?

Ohne GroR-VG besteht weiterhin die Option, zeitnah die Chancen der freiwilligen
Gebietsreform zu nutzen. Kommt die GroB-VG, profitieren wenige und fiir lange Zeit ist die
Bildung sinnvoller und leistungsfahiger Gemeindestrukturen unwahrscheinlich.

Die Gemeinden gehoren den Biirgerinnen und Bilirgern und nicht einzelnen Amtstrigern.

Deshalb: sage ich NEIN zur Gro-VG.

Unferschrift

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroftentlichung In der BTD bearbeitet.
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Schreibmaschinentext
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Eine GroR-VG ist keine zukunftsfihige Verwaltungsstruktur. Sie sichert weder die
erforderliche Leistungsfihigkeit noch die eingeforderte Biirgernéhe.

Die Befiirworter der GroB-VG verfolgen keine Gemeinwohlinteressen, sondern vorrangig
eigene bis hin zu persdnlichen Interessen.

Es darf nicht linger sein, dass einzelne Biirgermeister und Gemeinderéte sowie Beschiftigte der
Verwaltung sich personliche Vorteile verschaffen, nur weil die Struktur der Verwaltungsgemeinschaft
kaum demaokratisch kontrollier- und steuerbar sind.

per Zusammenschluss von zwei Verwaltungsgemeinschaften zu einer GroB-VG bringt nur
sehr geringe Effekte. Letztlich wird nur ein VG-Vorsitzender eingespart. Diese Einsparungen
werden aber durch die Fusionskosten mehr als Giberboten.

Die Bildung der GroB-VG wird durch das Land finanziell nicht geférdert. Die Gegner der
durchaus verniinftigen Gebietsreform in Thiiringen aus den jetzigen beiden
Verwaltungsgemeinschaften haben es politisch zu verantworten, dass den zwdlf Dorfern
rund 2 Mio. EUR Fusionsprimie verloren geht. Zudem gehen den zwolf Dorfern jéhrlich
rund 500.000 EUR Landeszuweisungen verloren, weil die Gemeindestruktur nicht den neuen
Herausforderungen angepasst wird.

‘Bereits 2012 gab es eine Biirgerinitiative zum Zusammenschluss der beiden

Verwaltungsgemeinschaften. Die CDU hat das damals verhindert.

Wiirden sich die zwdlf Dorfer zu einer Landgememde zusammenschlieBen, wurde dies
deutliche Mehreinnahmen zur Folge haben.”

Zudem wiirde das Verwaltungshandeln effektiver werden. Das Ziehen personilcher Vorteile
fiir Einzelne wire vorbei.




Die Verwaltungsgemeinschaft ist unwirtschaftlich weil:

® Jede Gemeinde eigenstdndig bleibt, die Finanzkraft nicht gebiindelt werden kann,

* Dadurch die VG jedes Jahr 13 Haushaltsplane aufstellen und abarbeiten muss.

® Jede Gemeinde rund 20 Ortssatzungen (z.B. Friedhofssatzungen) hat, die immer
wieder aktualisiert werden miissen, was enormen Aufwand verursacht.

® Es kann kein gemeinsames Auftrags- und Beschaffungswesen geben. Fir jede
Gemeinde miissen Beschaffungen und Auftrige gesondert vergeben werden.

* Die Rolle des VG-Vorsitzenden ist strittig. Dieser wird nicht direkt von den
Biirgerinnen und Biirgern gewdhit, hat aber letztlich auch die Entscheidungsgewalt
liber die Biirgermeister und Gemeinderdte,

® Die Biirgermeister haben keine direkte Mitbestimmung bei Personal- und
Verwaltungsentscheidungen der VG,

® Die zwolf Mitgliedsgemeinden miissen die VG vollsténdig finanzieren, ohne die
Organisation der Verwaltung und damit die Kostenstruktur beeinflussen zu kénnen.

Zudem ist geplant, dass die zwélf Gemeinden weitere Aufgaben auf die VG libertragen, u.a.
Kindergérten, Feuerwehr, Bauhofe.

Die Gemeinden bleiben damit fiir noch 5 Prozent der Gemeindegelder selbst zustidndig. 95%
flieRen an den Landkreis und die VG. Was hat das noch mit Selbstverwaltung zu tun. Bei
einer Landgemeinde blieben die Gemeinden 65.Prozent der Gelder fiir eigene
Entscheidungen. Das heifit, dass die Eigenstidndigkeit der Gemeinden dadurch nicht mehr
vorhanden ist.

Die dffentliche Verwaltung steht vor enormen Umbriichen. Bis 2021 muss die elektronische
Akte eingefiihrt sein. Seit 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung. Eine GroB-VG muss
dass alles fiir jede der zwolf Gemeinden gesondert umsetzen. Da ist das Scheitern
vorprogrammiert.

Seit zwei Jahren gibt es die Aufforderung an die beiden Verwaltungsgemeinschaften, die
positiven Effekte der Fusion offenzulegen. Dieser Aufforderung wurde bisher nicht gefolgt.
Warum?

Ohne GroR-VG besteht weiterhin die Option, zeitnah die Chancen der freiwilligen
Gebietsreform zu nutzen. Kommt die GroB-VG, profitieren wenige und fiir lange Zeit ist die
Bildung sinnvoller und leistungsfihiger Gemeindestrukturen unwahrscheinlich.

- Die Gemeinden gehdren den Biirgerinnen und Biirgern und nicht einzelnen Amtstrigern.

Deshalb: sage ich NEIN zur GroR-VG.

Uniterschrift 7

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroffentlichung In der BTD bearbelitet.


GSimons
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Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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An das Lan'dratsamt Sommerda
Kommunalaufsicht
Bahnhofstralle

99601 Sommerda

Eine GroR-VG ist keine zukunftsfihige Verwaltungsstruktur. Sie sichert weder die
erfordetliche Leistungsfihigkeit noch die eingeforderte Biirgernéhe.

Die Befiirworter der GroB-VG verfolgen keine Gemeinwohlinteressen, sondern vorrangig
eigene bis hin zu personlichen Interessen.

Es darf nicht linger sein, dass einzelne Biirgermeister und Gememderate sowie Beschiftigte der
Verwaltung sich personliche Vorteile verschaffen, nur weil die Struktur der Verwaltungsgemeinschaft '
kaum demokratisch kontrollier- und steuerbar sind.

Der Zusammenschluss von zwei Verwaltungsgemeinschaften zu einer GroB-VG hringt nur
sehr geringe Effekte. Letztlich wird nur ein VG-Vorsitzender eingespart. Diese Einsparungen
werden aber durch die Fuswnskosten mebhr als Uberboten.

Die Bildung der GroR8-VG wird durch das Land finanziell nicht gefordert Die Gegner der
durchaus verniinftigen Gebietsreform in Thiiringen aus den jetzigen beiden
Verwaltungsgemeinschaften haben es politisch zu verantworten, dass den zwdlf Dorfern
rund 2 Mio. EUR Fusionspriamie verloren geht. Zudem gehen den zwdlf Dorfern jahrlich
rund 500.000 EUR Landeszuweisungen verloren, weil die Gememdestruktur nicht den neuen
Herausforderungen angepasst wird.

Bereits 2012 gab es eine Biirgerinitiative zum Zusammenschluss der beiden
Verwaltungsgemeinschaften. Die CDU hat das damals verhindert.

Wiirden sich die zwdif Dérfer zu einer Landgemeinde zusammenschlieBen, wiirde dies

. deutliche Mehreinnahmen zur Folge h?gen

Zudem wiirde das Verwaltungshandeln effektiver werden. Das Ziehen persdnlicher VOI'tEI|E
fiir Einzelne ware vorbei. :




Die Vemaltungsgememschaft ist unwirtschaftlich weil;
jede Gemeinde eigenstdndig bleibt, die Finanzkraft nicht gebiindelt werden kann,

* Dadurch die VG jedes Jahr 13 Haushaltspline aufstellen und abarbeiten muss.

* Jede Gemeinde rund 20 Ortssatzungen (z.B. Friedhofssatzungen) hat, die immer
wieder aktualisiert werden miissen, was enormen Aufwand verursacht,

* Es kann kein gemeinsames Auftrags- und Beschaffungswesen geben. Fiir jede
Gemeinde miissen Beschaffungen und Auftridge gesondert vergeben werden.

* Die Rolle des VG-Vorsitzenden ist strittig. Dieser wird nicht direkt von den
Birgerinnen und Biirgern gewahlt, hat aber letztlich auch die Entscheidungsgewalt
Uber die Biirgermeister und Gemeinderite,

* Die Birgermeister haben keine direkte Mitbestimmung bei Personal- und
Verwaltungsentscheidungen der VG,

* Die zwolf Mitgliedsgemeinden miissen die VG volistindig finanzieren, ohne die
Organisation der Verwaltung und damit die Kostenstruktur beeinflussen zu kénnen.

Zudem ist geplant, dass die zwélf Gemeinden weitere Aufgaben auf die VG iibertragen, u.a.
Kindergarten, Feuerwehyr, Bauhdfe.

Die Gemeinden bieiben damit fiir noch 5 Prozent der Gememdegelder selbst zusténdig. 95%
flieen an den Landkreis und die VG. Was hat das noch mit Seibstverwaltung zu tun. Bei
einer Landgemeinde blieben die Gemeinden 65 Prozent der Gelder fiir eigene
Entscheidungen. Das heilit, dass die Eigenstindigkeit der Gemeinden dadurch nicht mehr
vorhanden ist.

Die dffentliche Verwaltung steht vor enormen Umbriichen. Bis 2021 muss die elektronische
Akte eingefiihrt sein. Seit 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung. Eine GroR-VG muss
dass alles fiir jede der zwolf Gemeinden gesondert umsetzen. Da ist das Scheitern
vorprogrammlert

Seit zwei Jahren gibt es die Aufforderung an die beiden Verwaltungsgemeinschaften, die
positiven Effekte der Fusion offenzulegen. Dieser Aufforderung wurde bisher nicht gefolgt.
Warum?

Ohne Grof3-VG besteht weiterhin die Option, zeitnah die Chancen der freiwilligen
Gebietsreform zu nutzen. Kommt die GroB-VG, profitieren wenige und fiir fange Zeit ist die
Bildung sinnvoller und leistungsfihiger Gemeindestrukturen unwahrscheinlich.

Die Gemeinden gehdren den Blrgerinnen und Biirgern und nicht einzelnen Amtstragern.

Deshal: sage ich NEIN zur Grof3-VG.

Untersghrift

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroftentlichung In der BTD bearbeitet.
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Schreibmaschinentext
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Kommunalaufsicht
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Eine GroR-VG ist keine zukunftsfihige Verwaltungsstruktur. Sie sichert weder die
erforderiiche Leistungsfihigkeit noch die eingeforderte Biirgerndhe.

Die Befiirworter der GroR-VG verfolgen keine Gemeinwohlinteressen, sondern vorrangig
eigene bis hin zu persdnlichen Interessen. '

Es darf nicht linger sein, dass einzelne Biirgermeister und Gemeinderéte sowie Beschéftigte der
Verwaltung sich persénliche Vorteile verschaffen, nur weil die Struktur der Verwaltungsgemeinschaft
kaum demokratisch kontroilier- und steuerbar sind.

' per Zusammenschluss von zwei Verwaltungsgemeinschaften zu einer GroB-VG bringt nur

sehr geringe Effekte, Letztlich wird nur ein VG-Vorsitzender eingespart. Diese Einsparungen
werden aber durch die Fusionskosten mehr als iiberboten.

Die Bildung der GroR-VG wird durch das Land finanziell nicht gefordert. Die Gegner der
durchaus verniinftigen Gebietsreform in Thiiringen aus den jetzigen beiden :
Verwaltungsgemeinschaften haben es politisch zu verantworten, dass den zwéif Dorfern -
rund 2 Mio. EUR Fusionspriimie verloren geht. Zudem gehen den zwdlIf Dérfern jéhrlich
rund 500.000 EUR Landeszuweisungen verloren, weil die Gemeindestruktur nicht den neuen
Herausforderungen angepasst wird. :
Bereits 2012 gab es eine Biirgerinitiative zum Zusammenschluss der beiden
Verwaltungsgemeinschaften. Die CDU hat das damals verhindert.

Wiirden sich die zwdIf Dérfer zu einer Landgemeinde zusammenschlieen, wiirde dies
deutliche Mehreinnahmen zur Folge haben.

Zudem wilrde das Verwaltungshandeln effektiver werden. Das Ziehen personlicher Vorteile
fiir Einzelne wire vorbei.




Die Verwaltungsgemeinschaft ist unwirtschaftlich weil:

* Jede Gemeinde eigenstindig bleibt, die Finanzkraft nicht gebiindelt werden kann,

* Dadurch die VG jedes Jahr 13 Haushaltspldne aufsteilen und abarbeiten muss.

* Jede Gemeinde rund 20 Ortssatzungen (z.B. Friedhofssatzungen) hat, die immer
wieder aktualisiert werden miissen, was enormen Aufwand verursacht.

* Es kann kein gemeinsames Auftrags- und Beschaffungswesen geben. Fiir jede
Gemeinde missen Beschaffungen und Auftrige gesondert vergeben werden.

* Die Rolle des VG-Vorsitzenden ist strittig. Dieser wird nicht direkt von den
Biirgerinnen und Biirgern gewahlt, hat aber letztlich auch die Entscheidungsgewalt
Uber die Biirgermeister und Gemeinderite,

* Die Birgermeister haben keine direkte Mitbestimmung bei Personal- und
Verwaltungsentscheidungen der VG,

* Die zwolf Mitgliedsgemeinden miissen die VG vollstdndig finanzieren, ohne die
Organisation der Verwaltung und damit die Kostenstruktur beeinflussen zu kinnen.

Zudem ist geplant, dass die zw6lf Gemeinden weitere Aufgaben auf die VG iibertragen, u.a.
Kindergérten, Feuerwehr, Bauhdfe.

Die Gemeinden bieiben damit fiir noch 5 Prozent der Gemeindegelder selbst zustdandig. 95%
flieRen an den Landkreis und die VG, Was hat das noch mit Selbstverwaltung zu tun. Bei
einer Landgemeinde blieben die Gemeinden 65 Prozent der Gelder fiir eigene
Entscheidungen. Das heift, dass die E|genstand|gkelt der Gemeinden dadurch nicht mehr
vorhanden ist.

Die &ffentliche Verwaltung steht vor enormen Umbriichen. Bis 2021 muss die elektronische
Akte eingefiihrt sein. Seit 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung. Eine GroR-VG muss
dass alles fiir jede der zwoIf Gemeinden gesondert umsetzen. Da ist das Scheitern
vorprogrammiert.

Seit zwei Jahren gibt es die Aufforderung an die beiden Verwaltungsgemeinschaften, die
positiven Effekte der Fusion offenzulegen. Dieser Aufforderung wurde bisher nicht gefolgt.
Warum?

Ohne GroB-VG besteht weiterhin die Option, zeitnah die Chancen der freiwilligen
Gebietsreform zu nutzen. Kemmt die GroR-VG, profitieren wenige und fiir lange Zeit ist die
Bildung sinnvoller und leistungsfahiger Gemeindestrukturen unwahrscheinlich.

Die Gemeinden gehdren den Blirgerinnen und Biirgern und nicht einzelnen Amtstrigern.

Deshalb: sage ich NEIN zur Gro-VG,

Unterschrift

Das Dokument wurde zum Zweck der \Veroffentlichung iIn der BTD bearbeitet.
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Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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An das Landratsamt Sémmerda
Kommunalaufsicht

Bahnhofstrafie

99601 Sémmerda

Eine GroR-VG ist keine zukunftsfihige Verwaltungsstruktur. Sie sichert weder die
erforderliche Leistungsfihigkeit noch die eingeforderte Blrgernéhe.

Die Befiirworter der GroB-VG verfolgen keine Gememwohlmteressen, sondern vorrangig
eigene bis hin zu persénlichen interessen.

Es darf nicht ianger sein, dass einzelne Biirgermeister und Gemeinderdte sowie Beschaftigte der
Verwaltung sich personliche Vorteile verschaffen, nur weil die Struktur der Verwaltungsgemeinschaft
kaum demokratisch kontrollier- und steuerbar sind.

Der Zusammenschluss von zwei Verwaltungsgemeinschaften zu einer GroR-VG bringt nur
sehr geringe Effekte. Letztlich wird nur ein VG-Vorsitzender eingespart. Diese Elnsparungen
werden aber durch die Fusionskosten mehr als iberboten.

Die Bildung der GroB-VG wird durch das Land finanziell nicht gefordert. Die Gegner der

~ durchaus verniinftigen Gebietsreform in Thiiringen aus den jetzigen beiden

Verwaltungsgemeinschaften haben es politisch zu verantworten, dass den zwdlf Dorfern
rund 2 Mio. EUR Fusionsprimie verloren geht. Zudem gehen den zwolf Dorfern jihrlich
rund 500.000 EUR Landeszuweisungen verloren, weil die Gemeindestruktur nicht den neuen
Herausforderungen angepasst wird.

Bereits 2012 gab es eine Biirgerinitiative zum Zusammenschluss der beiden
Verwaltungsgemeinschaften. Die CDU hat das damals verhindert.

Wiirden sich die zw6lf Dérfer zu einer Landgemeinde zusammenschlielSen, wiirde dies
deutliche Mehreinnahmen zur Folge haben.

Zudem wiirde das Verwaltungshandeln effektiver werden. Das Ziehen personlicher Vorteile
fiir Einzelne wire vorbei.

"




Die Verwaltungsgemeinschaft ist unwirtschaftlich weil:

® Jede Gemeinde eigenstdndig bleibt, die Finanzkraft nicht gebiindelt werden kann,

® Dadurch die VG jedes Jahr 13 Haushaltspline aufstellen und abarbeiten muss.

* Jede Gemeinde rund 20 Ortssatzungen (z.B. Friedhofssatzungen) hat, die immer
wieder aktualisiert werden miissen, was enormen Aufwand verursacht.

® Es kann kein gemeinsames Auftrags- und Beschaffungswesen geben. Fiir jede
Gemeinde miissen Beschaffungen und Auftrige gesondert vergeben werden.

® Die Rolle des VG-Vorsitzenden ist strittig. Dieser wird nicht direkt von den
Biirgerinnen und Biirgern gewdhlt, hat aber letztlich auch die Entscheidungsgewalt
{iber die Biirgermeister und Gemeinderite,

® Die Biirgermeister haben keine direkte Mitbestimmung bei Personal- und
Verwaltungsentscheidungen der VG,

® Die zwolf Mitgliedsgemeinden miissen die VG vollstindig finanzieren, ohne die
Organisation der Verwaltung und damit die Kostenstruktur beeinflussen zu kénnen.

Zudem ist geplant, dass die zwdlf Gemeinden weitere Aufgaben auf die VG iibertragen, u.a.
Kindergdrten, Feuerwehr, Bauhdéfe.

Die Gemeinden bleiben damit fiir noch 5 Prozent der Gemeindegelder selbst zustindig. 95%
flieBen an den Landkreis und die VG. Was hat das noch mit Selbstverwaltung zu tun. Bei
einer Landgemeinde blieben die Gemeinden 65 Prozent der Gelder fiir eigene
Entscheidungen. Das heif$t, dass die Eigenstindigkeit der Gemeinden dadurch nicht mehr
vorhanden ist. :

Die 6ffentliche Verwaltung steht vor enormen Umbrichen. Bis 2021 muss die elektronische
Akte eingefiihrt sein. Seit 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung. Eine GroR-VG muss
dass alles fiir jede der zwéIf Gemeinden gesondert umsetzen. Da ist das Scheitern
vorprogrammiert.

Seit zwei Jahren gibt es die Aufforderung an die beiden Verwaltungsgemeinschaften, die
positiven Effekte der Fusion offenzulegen. Dieser Aufforderung wurde bisher nicht gefolgt.
Warum? ‘

Ohne GroR-VG besteht weiterhin die Option, zeitnah die Chancen der freiwilligen
Gebietsreform zu nutzen. Kommt die GroB-VG, profitieren wenige und fiir lange Zeit ist die
Bildung sinnvoller und leistungsfihiger Gemeindestrukturen unwahrscheinlich.

Die Gemeinden gehdren den Biirgerinnen und Biirgern und nicht einzelnen Amtstrigern.

Deshalb: sage ich NEIN zur GroB-VG.

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroftentlichung iIn der BTD bearbeitet.
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Eine GroR-VG ist keine zukunftsfihige Verwaltungsstriktur. Sie sichert weder die
erforderliche Leistungsfihigkeit noch die eingeforderte Biirgerndhe.
Die Befilrworter der Gro3-VG verfolgen keine Gememwohiinteressen, sondern vorrangig

eigene bis hin zu personlichen Interessen.

Es darf nicht linger sein, dass einzelne Blirgermeister und Gemeinderite sowie Beschéftigte der
Verwaltung sich personliche Vorteile verschaffen, nur weil die Struktur der Verwaltungsgemeinschaft
kaum demokratisch kontrollier- und steuerbar sind. '

per Zusammenschluss von zwei Verwaltungsgemeinschaften zu einer GroB-VG bringt nur
sehr geringe Effekte. Letztlich wird nur ein VG-Vorsitzender eingespart. Diese Einsparungen
werden aber durch die Fusionskosten mehr als Uiberboten. :

" Die Bildung der GroB-VG wird durch das Land finanziell nicht gefordert. Die Gegner der

durchaus verniinftigen Gebietsreform in Thiiringen aus den jetzigen beiden
Verwaltungsgemeinschaften haben es politisch zu verantworten, dass den zwalf Dérfern
rund 2 Mio. EUR Fusionsprémie verloren geht. Zudem gehen den zwdlf Dérfern jéhrlich
rund 500.000 EUR Landeszuweisungen verloren, weil die Gemeindestruktur nicht den neuen
Herausforderungen angepasst wird.

Bereits 2012 gab es eine Birgerinitiative zum Zusammenschluss der beiden
Verwaltungsgemeinschaften. Die CDU hat das damals verhindert.

Wiirden sich die zwd!f Dérfer zu einer Landgemeinde zusammenschlieBen, wiirde dies
deutliche Mehreinnahmen zur Folge Riaben.

Zudem wiirde das Verwaltungshandeln effektiver werden. Das Ziehen personlicher Vorteile
fiir Einzelne wiire vorbei.




Die Verwaltungsgemeinschaft ist unwirtschaftlich weil: :

® Jede Gemeinde eigenstdndig bleibt, die Finanzkraft nicht gebiindelt werden kann,

® Dadurch die VG jedes Jahr 13 Haushaltspline aufstellen und abarbeiten muss.

* Jede Gemeinde rund 20 Ortssatzungen (z.B. Friedhofssatzungen) hat, die immer
wieder aktualisiert werden miissen, was enormen Aufwand verursacht.

® Es kann kein gemeinsames Auftrags- und Beschaffungswesen geben. Fiir jede
Gemeinde miissen Beschaffungen und Auftridge gesondert vergeben werden.

* Die Rolle des VG-Vorsitzenden ist strittig. Dieser wird nicht direkt von den
Biirgerinnen und Biirgern gewdhlt, hat aber letztlich auch die Entscheldungsgewalt
iiber die Biirgermeister und Gemeinderiite,

® Die Biirgermeister haben keine direkte Mitbestimmung bei Personal- und
Verwaltungsentscheidungen der VG,

® Die zwdlf Mitgliedsgemeinden miissen die VG vollstindig finanzieren, ohne die
Organisation der Verwaltung und damit die Kostenstruktur beeinflussen zu kdnnen.

Zudem ist geplant, dass die zw6lf Gemeinden weitere Aufgaben auf die VG iibertragen, u.a.
Kindergarten, Feuerwehr, Bauhdéfe.

Die Gemeinden bleiben damit fiir noch 5 Prozent der Gemeindegelder selbst zustindig. 95%
flieBen an den Landkreis und die VG. Was hat das noch mit Selbstverwaltung zu tun. Bei
einer Landgemeinde blieben die Gemeinden 65 Prozent der Gelder fiir eigene
Entscheidungen. Das heift, dass die Eigenstidndigkeit der Gemeinden dadurch nicht mehr
vorhanden ist.

Die 6ffentliche Verwaltung steht vor enormen Umbriichen. Bis 2021 muss die elektronische
Akte eingefiihrt sein. Seit 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung. Eine GroR-VG muss
dass alles fiir jede der zw6lf Gemeinden gesondert umsetzen. Da ist das Scheitern
vorprogrammiert.

Seit zwei Jahren gibt es die Auﬁorderung an die beiden Verwaltungsgemeinschaften, die
positiven Effekte der Fusion offenzulegen. Dleser Aufforderung wurde blsher nicht gefolgt.
Warum?

Ohne GroR-VG besteht weiterhin die Option, zeitnah die Chancen der freiwilligen
Gebietsreform zu nutzen. Kommt die GroR-VG, profitieren wenige und fiir lange Zeit ist die
Bildung sinnvoller und leistungsfahiger Gemeindestrukturen unwahrscheinlich.

Die Gemeinden gehdren den Biirgerinnen und Biirgern und nicht einzelnen Amtstrigern.

Deshalb: sage ich NEIN zur GroB-VG.

Unterschrift

Das Dokument wurde zum Zweck der Verdﬂentlichung In der BTD bearbelitet.


EThormann
Schreibmaschinentext
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Eine GroB-VG ist keine zukunftsfihige Verwaltungsstruktur. Sie sichert weder die
erforderliche Leistungsfihigkeit noch die eingeforderte Biirgerndhe.

Die Befiirworter der GroB-VG verfolgen keine Gemeinwohlinteressen, sondern vorrangig
eigene bis hin zu persénlichen Interessen.

Es darf nicht linger sein, dass einzelne Biirgermeister und Gemeinderéte sowie Beschéftigte der
Verwaltung sich persénliche Vorteile verschaffen, nur weil die Struktur der Verwaltungsgemeinschaft
kaum demokratisch kontrollier- und steuerbar sind.

Der Zusammenschluss von zwel Verwaltungsgemeinschaften zu einer GroB-VG bringt nur
sehr geringe Effekte. Letztlich wird nur ein VG-Vorsitzender eingespart. Diese Einsparungen
werden aber durch die Fusionskosten mehr als Giberboten.

Die Bildung der Grof8-VG wird durch das Land finanziell nicht gefordert. Die Gegner der
durchaus verniinftigen Gebietsreform in Thiiringen aus den jetzigen beiden.
Verwaltungsgemelinschaften haben es politisch zu verantworten, dass den zwdlf Dorfern
rund 2 Mio. EUR Fusionsprimie verloren geht. Zudem gehen den zwdlif Darfern jéhrlich
rund 500.000 EUR Landeszuweisungen verloren, weil die Gemeindestruktur nicht den neuen
Herausforderungen angepasst wird.

Bereits 2012 gab es eine Biirgerinitiative zum Zusammenschluss der beiden
‘Verwaltungsgemeinschaften. Die CDU hat das damals verhindert.

Wiirden sich die zwdlf Dorfer zu einer Landgemeinde zusammenschlieRen, wilrde dies
deutliche Mehreinnahmen zur Folge'haben.

Zudem wiirde das Verwaltungshandeln effektiver werden, Das Ziehen persénlicher Vorteile
fiir Einzelne wiére vorbei.




Die Verwaltungsgemeinschaft ist unwirtschaftlich weil:

* Jede Gemeinde eigenstdndig bleibt, die Finanzkraft nicht gebiindelt werden kann,

® Dadurch die VG jedes Jahr 13 Haushaltsplane aufstellen und abarbeiten muss.

¢ Jede Gemeinde rund 20 Ortssatzungen (z.B. Friedhofssatzungen) hat, die immer
wieder aktualisiert werden missen, was enormen Aufwand verursacht.

® Es kann kein gemeinsames Auftrags- und Beschaffungswesen geben. Fiir jede
Gemeinde missen Beschaffungen und Auftrige gesondert vergeben werden.

® Die Rolle des VG-Vorsitzenden ist strittig. Dieser wird nicht direkt von den
Biirgerinnen und Biirgern gewdhlt, hat aber letztlich auch die Entscheidungsgewalt
{iber die Blirgermeister und Gemeinderite,

® Die Biirgermeister haben keine direkte Mitbestimmung bei Personal- und
Verwaltungsentscheidungen der VG,

* Die zwolf Mitgliedsgemeinden miissen die VG vollstdndig finanzieren, ohne die
Organisation der Verwaltung und damit die Kostenstruktur beeinflussen zu kénnen.

Zudem ist geplant, dass die zwdlf Gemeinden weitere Aufgaben auf die VG iibertragen, u.a.
Kindergarten, Feuerwehr, Bauhdfe, ‘

Die Gemeinden bleiben damit fiir noch 5 Prozent der Gemeindegelder selbst zustindig. 95%
flieRen an den Landkreis und die VG. Was hat das noch mit Selbstverwaltung zu tun. Bei
einer Landgemeinde blieben die Gemeinden 65 Prozent der Gelder fiir eigene
Entscheidungen. Das heifit, dass die Eigenstdndigkeit der Gemeinden dadurch nicht mehr
vorhanden ist.

Die offentliche Verwaltung steht vor enormen Umbriichen. Bis 2021 muss die elektronische
Akte eingefiihrt sein. Seit 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung. Eine GroB-VG muss
dass alles fiir jede der zwélf Gemeinden gesondert umsetzen. Da ist das Scheitern
vorprogrammiert.

Seit zwei Jahren gibt es die Aufforderung an die beiden Verwaltungsgemeinschaften, die
positiven Effekte der Fusion offenzulegen. Dieser Aufforderung wurde bisher nicht gefolgt.
Warum?

Ohne GroR-VG besteht weiterhin die Option, zeitnah die Chancen der freiwilligen
Gebietsreform zu nutzen. Kommt die Gro-VG, profitieren wenige und fiir lange Zeit ist die
Bildung sinnvoller und leistungsfahiger Gemeindestrukturen unwahrscheinlich.

Die Gemeinden gehéren den Biirgerinnen und Biirgern und nicht einzelnen Amtstriigern.

Deshalb: sage ich NEIN zur Grof3-VG.

Unterschrift

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroffentlichung In der BTD bearbeitet.


EThormann
Schreibmaschinentext
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Eine GroB-VG ist keine zukunftsfdhige Verwaltungsstruktur. Sie sichert weder die
erforderliche Leistungsfahigkeit noch die eingeforderte Biirgerndhe.

Die Befiirworter der GroR-VG verfolgen keine Gemeinwohlinteressen, sondern vorrangig
eigene bis hin zu perstnlichen Interessen.

Es darf nicht linger sein, dass einzelne Biirgermeister und Gemeinderdte sowie Beschéftigte der
Verwaltung sich persénliche Vorteile verschaffen, nur weil die Struktur der Verwaltu ngsgemeinschaft
kaum demokratisch kontrollier- und steuerbar sind. :

 per Zusammenschluss von zwei Verwaltungsgemeinschaften zu einer Grof3-VG bringt nur .
sehr geringe Effekte. Letztlich wird nur ein VG-Vorsitzender eingespart. Diese Einsparungen
werden aber durch die Fusionskosten mehr als tiberboten. :

Die Bildung der GroB-VG wird durch das Land finanziell nicht gefrdert. Die Gegner der
durchaus verniinftigen Gebietsreform in Thiiringen aus den jetzigen beiden
Verwaltungsgemeinschaften haben es politisch zu verantworten, dass den zwblf Dérfern
rund 2 Mio. EUR Fusionspriimie verioren geht. Zudem gehen den zwolif Dorfern jéhrlich
rund 500.000 EUR Landeszuweisungen verloren, weil die Gemeindestruktur nicht den neuen
Herausforderungen angepasst wird. :

Bereits 2012 gab es eine Biirgerinitiative zum Zusammenschluss der beiden
Verwaltungsgemeinschaften. Die CDU hat das damals verhindert.

Wiirden sich die zwdlf Dérfer zu einer Landgemeinde.zusammenschlieRBen, wiirde dies
deutliche Mehreinnahmen zur Folge haben.

Zudem wiirde das Verwaltungshandeln effektiver werden. Das Ziehen persdnlicher Vorteile
fiir Einzelne wire vorbei. :




Die Verwaltungsgemeinschaft ist unwirtschaftlich weil:
* Jede Gemeinde eigenstédndig bleibt, die Finanzkraft nicht geblindelt werden kann,
- * Dadurch die VG jedes Jahr 13 Haushaltspldane aufstellen und abarbeiten muss.

* lede Gemeinde rund 20 Ortssatzungen (z.B. Friedhofssatzungen) hat, die immer
wieder aktualisiert werden missen, was enormen Aufwand verursacht.

* Es kann kein gemeinsames Auftrags- und Beschaffungswesen geben. Fiir jede
Gemeinde miissen Beschaffungen und Auftrige gesondert vergeben werden.

* Die Rolle des VG-Vorsitzenden ist strittig. Dieser wird nicht direkt von den
Biirgerinnen und Blirgern gewihit, hat aber letztlich auch die Entscheidungsgewalt
tiber die Blirgermeister und Gemeinderiite,

* Die Biirgermeister haben keine direkte Mitbestimmung bei Personal- und
Verwaltungsentscheidungen der VG,

* Die zwdlf Mitgliedsgemeinden miissen die VG vollstindig finanzieren, chne die
Organisation der Verwaltung und damit die Kostenstruktur beeinflussen zu kénnen.

Zudem ist geplant, dass die zwdlf Gemeinden weitere Aufgaben auf die VG iibertragen, u.a.
Kindergarten, Feuerwehr, Bauhdofe.
Die Gemeinden bleiben damit fiir noch 5 Prozent der Gemeindegelder selbst zustéindig. 95%
flieRen an den Landkreis und die VG. Was hat das noch mit Selbstverwaltung zu tun. Bei

- einer Landgemeinde blieben die Gemeinden 65 Prozent der Gelder fiir eigene
Entscheidungen. Das heit, dass die Eigenstindigkeit der Gemeinden dadurch nicht mehr
vorhanden ist. '

Die 6ffentliche Verwaltung steht vor enormen Umbriichen. Bis 2021 muss die elektronische
Akte eingefiihrt sein. Seit 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung. Eine GroR-VG muss
dass alles fiir jede der zwoif Gemeinden gesondert umsetzen. Da ist das Scheitern
vorprogrammiert.

Seit zwei Jahren gibt es die Aufforderung an die beiden Verwaltungsgemeinschaften, die
positiven Effekte der Fusion offenzulegen. Dieser Aufforderung wurde bisher nicht gefolgt.
Warum?

Ohne GroB3-VG besteht weiterhin die Option, zeitnah die Chancen der freiwilligen
Gebietsreform zu nutzen. Kommt die GroB-VG, profitieren wenige und fiir lange Zeit ist die
Bildung sinnvoller und leistungsfahiger Gemeindestrukturen unwahrscheinlich.

Die Gemeinden gehdren den Birgerinnen und Biirgern und nicht einzelnen Amtstrigern.

Deshalb: sage ich NEIN zur GroR-VG.

Unterschrift

Das deument wurde zum Zweck der Veroffentlichung In- der BTD bearbeitet.


EThormann
Schreibmaschinentext
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Eine GroR-VG ist keine zukunftsfahige Verwaltungsstruktur. Sie sichert weder die
erforderliche Leistungsfihigkeit noch die eingeforderte Bilrgernéhe.

Die Befiirworter der GroR-VG verfolgen keine Gemeinwohlinteressen, sondern vorrangig
eigene bis hin zu persdnlichen Interessen.

£s darf nicht ldnger sein, dass einzelne Blrgermeister und Gemelnderate sowie Beschiftigte der
Verwaltung sich personliche Vorteile verschaffen, nur weil die Struktur der Verwaltungsgememschaft-
kaum demokratisch kontroil:er— und steuerbar sind.

Der Zusammenschluss von zwei Verwaltungsgemeinschaften zu einer GroR-VG bringt nur
sehr geringe Effekte. Letztlich wird nur ein VG-Vorsitzender eingespart. Diese Emsparungen
werden aber durch die Fusionskosten mehr als Uberboten.

Die Bildung der Grof-VG wird durch das Land finanziell nicht geférdert. Die Gegner der
durchaus verniinftigen Gebietsreform in Thiiringen aus den jetzigen beiden
Verwaltungsgemeinschaften haben es politisch zu verantworten, dass den zwéif Dorfern
rund 2 Mio. EUR Fusionsprimie verloren geht. Zudem gehen den zwdlf Dorfern jéhrlich
rund 500.000 EUR Landeszuweisungen verloren, weil die Gemeindestruktur nicht den neuen
Herausforderungen angepasst wird.

Bereits 2012 gab es eine Biirgerinitiative zum Zusammenschluss der beiden
Verwaltungsgemeinschaften, Die CDU hat das damals verhindert.

Wiirden sich die zwdlf Dorfer zu einer Landgemeinde- zusammenschhefien, wiirde dies
deutliche Mehreinnahmen zur Folge haben.

Zudem wiirde das Verwaltungshandeln effektiver werden, Das Zlehen persénlicher Vorteile
fiir Einzelne wire vorbei,




Die Verwaltungsgemeinschaft ist unwirtschaftlich weil:

® Jede Gemeinde eigenstdndig bleibt, die Finanzkraft nicht gebiindelt werden kann,

®* Dadurch die VG jedes Jahr 13 Haushaltspldne aufstellen und abarbeiten muss.

® Jede Gemeinde rund 20 Ortssatzungen (z.B. Friedhofssatzungen) hat, die immer
wieder aktualisiert werden miissen, was enormen Aufwand verursacht.

* Es kann kein gemeinsames Auftrags- und Beschaffungswesen geben. Fiir jede
Gemeinde miissen Beschaffungen und Auftrége gesondert vergeben werden.

® Die Rolle des VG-Vorsitzenden ist strittig. Dieser wird nicht direkt von den
Biirgerinnen und Biirgern gewdhlt, hat aber letztlich auch die Entscheidungsgewalt
iber die Blirgermeister und Gemeinderiite,

® Die Biirgermeister haben keine direkte Mitbestimmung bei Personal- und
Verwaltungsentscheidungen der VG,

® Die zwolf Mitgliedsgemeinden miissen die VG vollstindig finanzieren, ohne die
Organisation der Verwaltung und damit die Kostenstruktur beeinflussen zu kénnen.

Zudem ist geplant, dass die zw6lf Gemeinden weitere Aufgaben auf die VG iibertragen, u.a.
Kindergérten, Feuerwehr, Bauhéfe. o

Die Gemeinden bleiben damit fiir noch 5 Prozent der Gemeindegelder selbst zustidndig. 95%
flieBen an den Landkreis und die VG. Was hat das noch mit Selbstverwaltung zu tun. Bei
einer Landgemeinde blieben die Gemeinden 65 Prozent der Gelder fiir eigene
Entscheidungen. Das heilt, dass die Eigenstindigkeit der Gemeinden dadurch nicht mehr
vorhanden ist.

Die 6ffentliche Verwaltung steht vor enormen Umbriichen. Bis 2021 muss die elektronische
Akte eingefiihrt sein. Seit 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung. Eine GroR-VG muss
dass alles fiir jede der zwolf Gemeinden gesondert umsetzen. Da ist das Scheitern
vorprogrammiert.

Seit zwei Jahren gibt es die Aufforderung an die beiden Verwaltungsgemeinschaften, die
positiven Effekte der Fusion offenzulegen. Dieser Aufforderung wurde bisher nicht gefolgt.
Warum?

Ohne GroR-VG besteht weiterhin die Option, zeitnah die Chancen der freiwilligen
Gebietsreform zu nutzen. Kommt die GroR-VG, profitieren wenige und fiir lange Zeit ist die
Bildung sinnvoller und leistungsfahiger Gemeindestrukturen unwahrscheinlich.

Die Gemeinden gehdéren den Biirgerinnen und Biirgern und nicht einzelnen Amtstrigern.

Deshalb: sage ich NEIN zur Grof3-VG.

Unterschrift

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroffentlichung ‘In der BTD bearbeitet.


EThormann
Schreibmaschinentext
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Eine GroR-VG ist keine zukunftsfihige Verwaltungsstruktur. Sie sichert weder die
erforderliche Leistungsfahigkeit noch die eingeforderte Biirgernghe.

Die Befiirworter der GroR-VG verfolgen keine Gemeinwohlinteressen, sondern vorrangig
eigene bis hin zu persénlichen Interessen.

Es darf nicht linger sein, dass einzelne Biirgermeister und Gemeinderdte sowie Beschiftigte der
Verwaltung sich persénliche Vorteile verschaffen, nur weil die Struktur der Verwaltungsgemeinschaft
kaum demokratisch kontrollier- und steuerbar sind.

Der Zusammenschluss von zwei Verwaltungsgemeinschaften zu einer GroR-VG bringt nur -
sehr geringe Effekte. Letztlich wird nur ein VG-Vorsitzender eingespart. Diese Einsparungen
werden aber durch die Fusionskosten mehr als Gberboten. :

Die Bildung der GroB3-VG wird durch das Land finanziell nicht gefordert. Die Gegner der
durchaus verniinftigen Gebietsreform in Thiringen aus den jetzigen beiden
Verwaltungsgemeinschaften haben es politisch zu verantworten, dass den zwdlf Dérfern
rund 2 Mio. EUR Fusionsprimie verloren geht. Zudem gehen den zwélf Dorfern jahrlich
rund 500.000 EUR Landeszuweisungen verloren, weil die Gemeindestruktur nicht den neuen
Herausforderungen angepasst wird.

Bereits 2012 gab es eine Biirgerinitiative zum Zusammenschluss der beiden
Verwaltungsgemeinschaften. Die CDU hat das damals verhindert. ‘

Wiirden sich die zwdif D&rfer zu einer Landgemeinde zusammenschlieRen, wiirde dies
deutliche Mehreinnahmen zurFoige haben.

Zudem wiirde das Verwaltungshandeln effektiver werden. Das Ziehen persénlicher Vorteile
fiir Einzelne wire vorbei. i '




Die Verwaltungsgemeinschaft ist unwirtschaftlich weil:

® Jede Gemeinde eigenstdndig bleibt, die Finanzkraft nicht gebiindelt werden kann,

* Dadurch die VG jedes Jahr 13 Haushaltsplane aufstellen und abarbeiten muss.

* Jede Gemeinde rund 20 Ortssatzungen (z.B. Friedhofssatzungen) hat, die immer
wieder aktualisiert werden miissen, was enormen Aufwand verursacht.

® Es kann kein gemeinsames Auftrags- und Beschaffungswesen geben. Fiir jede
Gemeinde miissen Beschaffungen und Auftrige gesondert vergeben werden.

® Die Rolle des VG-Vorsitzenden ist strittig. Dieser wird nicht direkt von den
Biirgerinnen und Biirgern gewahlt, hat aber letztlich auch die Entscheidungsgewalt
iiber die Blirgermeister und Gemeinderite,

® Die Biirgermeister haben keine direkte Mitbestimmung bei Personal- und
Verwaltungsentscheidungen der VG,

® Die zwolf Mitgliedsgemeinden miissen die VG vollstdndig finanzieren, ohne die
Organisation der Verwaltung und damit die Kostenstruktur beeinflussen zu kénnen.

Zudem ist geplant, dass die zw6lf Gemeinden weitere Aufgaben auf die VG iibertragen, u.a.
Kindergarten, Feuerwehr, Bauhdfe.

Die Gemeinden bleiben damit fiir noch 5 Prozent der Gemeindegelder selbst zustindig. 95%
flieBen an den Landkreis und die VG. Was hat das noch mit Selbstverwaltung zu tun. Bei
einer Landgemeinde blieben die Gemeinden 65 Prozent der Gelder fiir eigene
Entscheidungen. Das heiRt, dass die Eigenstindigkeit der Gemeinden dadurch nicht mehr
vorhanden ist. '

Die éffentliche Verwaltung steht vor enormen Umbriichen. Bis 2021 muss die elektronische
Akte eingefiihrt sein. Seit 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung. Eine Gro-VG muss
dass alles fiir jede der zwéIf Gemeinden gesondert umsetzen. Da ist das Scheitern
vorprogrammiert.

Seit zwei Jahren gibt es die Aufforderung an die beiden Verwaltungsgemeinschaften, die
positiven Effekte der Fusion offenzulegen. Dieser Aufforderung wurde bisher nicht gefolgt.
Warum? -

Ohne GroR-VG besteht weiterhin die Option, zeitnah die Chancen der freiwilligen
Gebietsreform zu nutzen. Kommt die GroR-VG, profitieren wenige und fiir lange Zeit ist die
Bildung sinnvoller und leistungsfiahiger Gemeindestrukturen unwahrscheinlich.

Die Gemeinden gehéren den Biirgerinnen und Biirgern und nicht einzelnen Amtstragern.

Deshalb: sage ich NEIN zur GroB-VG.

Unterschrift

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroffentlichung In der BTD bearbeitet.
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Schreibmaschinentext
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.




